
 
 
 
 
 

 N i e d e r s c h r i f t 
  
 über die 5. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung, zu der  
 für Mittwoch, den 16.09.2026 um 19:30 Uhr 
 in den Sitzungssaal des Rathauses einberufen 
 und ordnungsgemäß geladen war. Es sind erschienen: 
  
 als stimmberechtigte Stadtverordnete:  
1.  Ax, Wolfgang  
2.  Bayer, Christoph  
3.  Brahm, Bernhard  
4.  Bremser, Eberhard  
5.  Eisenberg, Ulrich  
6.  Geigl, Michael  
7.  Geis, Markus  
8.  Hautzel, Lothar  
9.  Mackauer-Brühl, Antje  
10.  Martin, Ilona  
11.  Naß, Armin  
12.  Noack, Hans Jonathan  
13.  Reusch, Thomas  
14.  Saal, Justus  
15.  Schäfer, Andreas  
16.  Schäfer, Patrick  
17.  Schallner, Bernd  
18.  Schmidt, Heiko  
19.  Stefan, Tanja  
20.  Streb, Alexandra  
21.  Wagner, Klaus-Jürgen  
22.  Wengenroth, Matthias  
23.  Wilfer, Alexander  
24.  Winter, Susanna  
 

 seitens des Magistrates:  
1.  Hachmann, Antje  
2.  Bullmann, Alexander  
3.  Hemming-Woitok, Sabine  
4.  Martin, Jörg  
5.  Nickel, Aileen  
6.  Heun, Carina  
7.  Scharnhoop, Sebastian  
8.  George, Stefanie  
9.  Nickel, Markus  
10.  Rosbach, Roman  
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Es fehlten entschuldigt 

seitens der Stadtverordneten:  
Berwind, Sören  
Fuchs, Marten Cornel  
Heil, Jörg Peter  
Kuhlisch, Thomas  
Müller, Sandra  
Schartel, Simon  
Wengel, Peter  
 
seitens des Magistrates:  
Hastrich, Manfred  
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Lfd. Nr. Tagesordnungspunkte Beschluss-Nr. 

1.) 
Eröffnung, Begrüßung und Feststellung der Beschluss-
fähigkeit 
 

 

2.) 
Anfragen an den Magistrat 
 

 

3.) 

Antrag der CDU-Fraktion Runkel: Vergabe von Rück-
schnittmaßnahmen an Hecken, Waldrändern und 
Bachläufen 
 

 

4.) 

Gemeinsamer Antrag der CDU Fraktion Runkel und 
der Fraktion der Bürgerliste Runkel: Bedarfsermittlung 
und Standortprüfung für eine Waldkita im Stadtgebiet 
Runkel 
 

 

5.) 

Antrag/Prüfauftrag der SPD Fraktion Runkel: Schritt-
weise Entwicklung Runkels nach dem Schwammstadt-
Prinzip 
 

 

6.) 
Rückerwerb Baugrundstück Oberau 11, 65594 Runkel-
Ennerich 
 

2026/1031 

7.) 

Nutzungsänderung des ehemaligen evangelischen 
Pfarrhauses, Am Löwen 3 in Runkel-Steeden zu einem 
Verwaltungsgebäude 
 

2026/1141 

8.) 
Mitteilungen des Magistrates 
 

 

8.1) 
EWA-Dienst und Online Dienste 
 

 

8.2) 
Haushaltsplan 2026  
 

 

8.3) 
Geschäftsverteilung Magistrat 
 

 

8.4) 
Rahmenterminplan Haushaltsberatungen 2027 
 

 

8.5) 
Waldbegang 25.09.2026 
 

 

 
 
Beginn der Sitzung: 19:30 Uhr 
Ende der Sitzung: 21:20 Uhr 
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ÖFFENTLICHER TEIL

 
1.) Eröffnung, Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 
 
Der stellv. Stadtverordnetenvorsteher Lothar Hautzel eröffnet Sitzung und begrüßt die 
Anwesenden. Sein besonderer Gruß gilt der Bürgermeisterin Antje Hachmann, den 
Mitgliedern des Magistrats, den Damen und Herren der Stadtverordnetenversamm-
lung, den Vertretern der Presse sowie allen anwesenden Gästen. 
 
Herr Hautzel teilt mit, dass er die Sitzung weiterhin in seiner Funktion als 1. Stellver-
tretender Stadtverordnetenvorsteher leite, da der Stadtverordnetenvorsteher Jörg Pe-
ter Heil erkrankt sei.  
 
Weiter informiert er, dass Herr Michael Uhl aus dem Stadtparlament ausgeschieden 
ist. Für ihn ist Patrick Schäfer als nächster berufener Bewerber des SPD-Wahlvor-
schlags formell nachgerückt. 
 
Sein besonderer Dank gelte der Stadtverwaltung für die gute Zusammenarbeit bei der 
letzten Stadtverordnetenversammlung, insbesondere Frau Britta Fink als Schriftführe-
rin. 
 
Die Beschlussfähigkeit wird festgestellt und Herr Hautzel teilt mit, dass seitens der Bür-
gerliste die Herren Kuhlisch und Wengel, von der CDU-Fraktion die Herren Fuchs, Herr 
Heil, Schartel und Frau Müller sowie von der SPD-Fraktion Herr Berwind fehlen. Damit 
sind insgesamt 24 stimmberechtigte Stadtverordnete anwesend. 
 
Herr Hautzel stellt ferner fest, dass die Einladung form- und fristgerecht eingegangen 
ist. 
Einwände gegen die Einladung sowie Anträge, Änderungen und Ergänzungen für die 
Tagesordnung werden nicht erhoben. 
   

 
2.) Anfragen an den Magistrat 
 
Herr stellv. Stadtverordnetenvorsteher Hautzel übergibt das Wort an Frau Bürgermeis-
terin Hachmann.  
 
Frau Bürgermeisterin Hachmann teilt mit, dass mehrere Anfragen an den Magistrat 
eingegangen sind.  
 
Anfrage der CDU-Fraktion zum Winterdienst 
 
Frau Bürgermeisterin Hachmann verliest zunächst eine Anfrage der CDU-Fraktion 
zum Sachstand des Winterdienstfahrzeuges Unimog.  
Hierzu trägt sie die Antwort der Verwaltung vor, wonach die Reparatur des Unimog 
beauftragt worden sei und innerhalb von vier Wochen abgeschlossen sein sollte. So-
bald das Fahrzeug wieder in Dienst gestellt ist, stehen für den Winterdienst planmäßig 
wieder zwei Fahrzeuge zur Verfügung. 
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Anfrage der CDU-Fraktion zur Wiederherstellung des durch die Errichtung eines 
Mobilfunkmastes beeinträchtigten Feldweges 
 
Frau Bürgermeisterin Hachmann behandelt sodann eine weitere Anfrage der CDU-
Fraktion zur Wiederherstellung eines durch die Errichtung eines Mobilfunkmastes be-
einträchtigten Feldweges hinter dem Runkeler Sportplatz in den Gemarkungen Schad-
eck, Flur 4, Flurstück 197, Schadeck, Flur 5, Flurstück 1, sowie Runkel, Flur 4, Flur-
stück 30.  
 
Aus der Antwort der Verwaltung ergibt sich, dass der betroffene Feldweg im Jahr 2026 
fachgerecht wiederhergestellt worden ist. Am 17.04.2026 habe hierzu ein Ortstermin 
mit Herrn Weidenbusch und Herrn Heiko Schmidt stattgefunden, bei dem die ausge-
führten Arbeiten begutachtet und der wiederhergestellte Feldweg abgenommen wor-
den ist.  
Im Nachgang seien durch Herrn Schmidt einzelne Punkte beanstandet worden; da-
raufhin ist im Mai 2026 eine entsprechende Nachbearbeitung erfolgt, bei der die Be-
anstandungen behoben worden sind. Die Wiederherstellungsarbeiten sind damit ab-
geschlossen.  
Nach der Nacharbeitung bestehen seitens des Bauamtes der Stadt Runkel keine wei-
teren Beanstandungen. Die Fragen 3 bis 5 der CDU-Fraktion, die von einer noch nicht 
durchgeführten Wiederherstellung ausgehen, sind aus Sicht des Bauamtes als erledigt 
angesehen.  
Ein Mitarbeiter des Bauhofes hat den Weg in der Vorwoche kontrolliert; im Bauamt 
seien aktuell keine Mängel gerügt worden. 
 
Herr Stadtverordneter Heiko Schmidt nimmt hierzu Stellung und erklärt, wiederherge-
stellt worden sei ein Feldweg in Richtung Runkel. Der Feldweg in Richtung Schadeck, 
über den nach seiner Darstellung der Schwerlastverkehr geführt worden ist und der in 
der Anfrage ausdrücklich mit Flurnummern bezeichnet worden ist, weise hingegen wei-
terhin etwa alle zehn Meter tiefe Löcher von etwa einem halben Meter auf. Der Weg 
sei nahezu nicht mehr befahrbar und für Radfahrer gefährlich; bei Regen füllten sich 
die Vertiefungen vollständig mit Wasser. 
 
Herr Hautzel unterbricht mit dem Hinweis, dass üblicherweise nur eine kurze Nach-
frage zulässig sei und keine Diskussion entstehe. 
 
Frau Bürgermeisterin Hachmann schlägt daraufhin einen gemeinsamen Ortstermin 
vor. Der Vorschlag wird angenommen. 
 
 
Anfrage der SPD-Fraktion zu Ausgleichsflächen und Ökopunkten der Stadt Run-
kel 
 
Frau Bürgermeisterin Hachmann verliest anschließend eine Anfrage der SPD-Fraktion 
zu Ausgleichsflächen und Ökopunkten der Stadt Runkel.  
 
Zur ersten Frage trägt sie vor, bei den im Presseartikel genannten Flächen in Dehrn 
handele es sich nicht um Ausgleichsflächen, für die Ökopunkte generiert würden.  
Vielmehr seien dies Gras- und Krautflächen nach § 41 Flurbereinigungsgesetz, die im 
Rahmen des Flurbereinigungsverfahrens Dehrn angelegt worden seien. 
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Da das Flurbereinigungsverfahren noch nicht abgeschlossen sei, seien die Grundstü-
cke im Grundbuch noch nicht umgeschrieben. Genannt werden die alten Flurnummern 
Flur 7, Flurstück 20, Flur 38, Flurstück 2,3,14, Flur 11, Flurstück 9, Flur 39, Flurstück 
8 sowie Flur 47, Flurstück 20. 
 
Frau Bürgermeisterin Hachmann führt zur zweiten Frage aus, die Pflege der Grund-
stücke sei im Rahmen des Flurbereinigungsverfahrens auf die Stadt Runkel übertra-
gen worden; auch die Pflanzmaßnahmen stammten aus dieser Zeit.  
Nach Recherchen sei bekannt geworden, dass die Pflege der Bäume seinerzeit an 
einen Landwirt aus Dehrn übertragen worden sei, jedoch seit längerer Zeit keine Pfle-
gemaßnahmen mehr stattgefunden hätten.  
 
Im Februar 2026 habe sie bereits mit dem Ortsvorsteher von Dehrn, Herrn Schäfer, 
schriftlich Kontakt zu dieser Fläche gehabt. Zu diesem Zeitpunkt habe ein Bürger aus 
Dehrn angeboten, die Pflegearbeiten zu übernehmen; dies habe in Absprache mit dem 
Bauhof schriftlich fixiert werden sollen. Erst durch die Nachfrage der Presse habe sie 
nach Rückfrage bei Herrn Schäfer vom tatsächlichen Zustand der Fläche erfahren. 
Zudem habe sich ergeben, dass der betreffende Bürger nicht mehr für die Pflegear-
beiten zur Verfügung stehe. Derzeit stünden die Stadt Runkel und Ortsvorsteher Herr 
Schäfer in regelmäßigem Austausch, um die Pflegearbeiten an der genannten Fläche 
sowie an den dort vorhandenen Bäumen sicherzustellen. Die Fragen 3 und 4 würden 
nach Rücksprache mit dem Fraktionsvorsitzenden schriftlich nachgereicht, da deren 
Beantwortung wegen der Komplexität mit dem derzeitigen Personal im Bauamt nicht 
kurzfristig habe erfolgen können. 
 
Frau Stadtverordnete Mackauer-Brühl fragt nach, da in der Anfrage auch enthalten 
gewesen sei, wie die fachgerechte Pflege künftig sichergestellt werden solle, und ob 
dies ebenfalls schriftlich beantwortet werde. 
 
Frau Bürgermeisterin Hachmann erklärt, hierzu befinde man sich derzeit noch im Aus-
tausch, wie dies konkret bewerkstelligt werden solle. 
 
 
Einzelanfrage des Stadtverordneten Herrn Bremser, SPD zum Thema wie krisen-
fest ist Runkel?  
 
Frau Bürgermeisterin Hachmann trägt sodann die Anfrage des Stadtverordneten 
Bremser zur Krisenfestigkeit der Stadt Runkel vor. 
 
In der Antwort aus dem Fachbereich Feuerwehr werde mitgeteilt, dass seit einiger Zeit 
an einem Einsatzplan „Stromausfall“ für die Feuerwehren der Stadt Runkel gearbeitet 
werde.  
 
Dieser solle in erster Linie die Einsatzfähigkeit der Feuerwehr aufrechterhalten, aber 
auch den Bürgern der Stadt Runkel eine Anlaufstelle zum Absetzen von Notrufen und 
Hilfeersuchen ermöglichen.  
Als sogenannte „Leuchttürme“ sollten die jeweiligen Feuerwehrhäuser der betroffenen 
Stadtteile dienen.  
In Stadtteilen mit zusammengelegten Wehren sei dies nicht flächendeckend möglich 
und werde anders geplant. Mehr als eine Anlaufstelle für Notrufe und Hilfeersuchen 
könne die Feuerwehr zum jetzigen Zeitpunkt bei einem länger andauernden 
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Stromausfall oder Blackout nicht leisten. Es sei lediglich möglich, drei von sieben Feu-
erwehrhäusern mit Notstrom zu versorgen.  
 
Öffentliche Gebäude wie Bürgerhäuser könnten aktuell nicht mit Strom und Wärme 
versorgt werden. 
 
Frau Bürgermeisterin Hachmann führt weiter aus, die Stadt Runkel habe sich an einer 
Sammelbeschaffung des Landkreises beteiligt und eine mobile Warnsirene beschafft, 
die auf jedem beliebigen Pkw in kurzer Zeit montiert werden könne.  
 
Hierüber könne die Bevölkerung informiert beziehungsweise gewarnt werden. Zudem 
verfügten einige Einsatzfahrzeuge über Lautsprechereinrichtungen für Durchsagen. 
Bereits Anfang des Jahres seien alle zehn stationären Sirenen im Stadtgebiet Runkel 
von analoger auf digitale Alarmierung umgestellt worden. Dadurch sei es nun möglich, 
sämtliche Warnsignale, nämlich Warnung, Entwarnung, Feueralarm und Probealarm, 
auszulösen. Aufgrund der vorhandenen IT-Infrastruktur könne die Stadt Runkel die 
Sirenen auch eigenständig auslösen. Ein Gutachten zur Beurteilung einer flächende-
ckenden Warnung der Bevölkerung habe ergeben, dass in den Stadtteilen Dehrn, 
Steeden und Schadeck drei weitere Sirenenstandorte benötigt würden. Für den Aus-
bau dieser zusätzlichen Standorte seien im Haushalt 2026 unter der Investitionsnum-
mer I09-128-01 „Ausrüstung Katastrophenschutz“ Mittel in Höhe von 45.000 Euro ein-
geplant worden. Sobald der Haushalt genehmigt sei, solle mit der Beauftragung der 
Maßnahme begonnen werden. 
 
Frau Bürgermeisterin Hachmann ergänzt die Antwort von Stadtrat Martin, Mitglied des 
Magistrats und zuständig für den Geschäftsbereich Brand- und Katastrophenschutz 
sowie Resilienz Maßnahmen. Danach verfüge die Stadt Runkel über einen Verwal-
tungsstab, der im Jahr 2025 erstmals einberufen worden sei und bereits an einer län-
derübergreifenden Großübung teilgenommen habe. Dabei sei festgestellt worden, 
dass dem Verwaltungsstab derzeit noch technische Kommunikationsmittel fehlten, um 
im Krisenfall die Kommunikation mit übergeordneten Behörden sicherzustellen.  
 
Deshalb würden Gespräche mit den Betreibern der örtlichen Energieversorger geführt, 
um notwendige Konzepte für länger andauernde Krisenlagen in Einklang mit Infra-
struktur und weiteren Erfordernissen zu bringen. Zudem würden eigene Kommunika-
tionswege etabliert. Bürgerhäuser könnten derzeit nicht mit Notstrom versorgt werden; 
es fehle sowohl an der notwendigen Infrastruktur als auch an Notstromaggregaten.  
 
Ferner fehlten der Stadt Runkel Lagermöglichkeiten für Feldbetten, Vorräte und Ag-
gregate.  
Herr Martin arbeite derzeit nach den Ausführungen mit Nachdruck an Rücksprachen 
mit dem Hessischen Ministerium des Innern zur Nutzung des Resilienz Programms für 
die Stadt Runkel, an der Ernennung eines Resilienz Beauftragten, an Materialbeschaf-
fung für Bürgerinformationen in Abstimmung mit dem Bundesamt für Bevölkerungs-
schutz und Katastrophenhilfe sowie dem Landkreis, an Absprachen zur Blackout-Vor-
sorge mit lokalen Energieversorgern, zur Wasser- und Abwasserversorgung, an der 
Erfassung des Ist-Zustandes im Stadtgebiet Runkel sowie an ersten Gesprächen mit 
einer Bürgergruppe und der Feuerwehr Ennerich über eine sinnvolle Unterstützung 
der Feuerwehr vor Ort und die Erarbeitung einer Blaupause für möglichst alle Stadt-
teile. 
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Herr Stadtverordneter Bremser fragt nach, ob angesichts der aufgezählten Maßnah-
men und der damit verbundenen Kosten mit Zuschüssen des Landes oder des Bundes 
gerechnet werden könne. 
 
Frau Bürgermeisterin Hachmann antwortet, dass dies möglich sei, und verweist in die-
sem Zusammenhang auf Herrn Stadtrat Martin. 
 
 
Anfrage der Bürgerliste Runkel zum Sachstand Bildung einer Kommission „Zu-
kunft Runkel, Interkommunale Zusammenarbeit“ durch den Magistrat nach § 72 
HGO 
 
Frau Bürgermeisterin Hachmann verliest sodann eine Anfrage der Fraktion Bürgerliste 
Runkel zum Sachstand der Bildung einer Kommission „Zukunft Runkel / interkommu-
nale Zusammenarbeit“ durch den Magistrat nach § 72 HGO.  
 
Sie teilt hierzu mit, der Magistrat der Stadt Runkel habe in seiner Sitzung vom 
25.11.2024 geplant, die Einrichtung der Kommission im zweiten Quartal 2025 zu be-
raten. Nach der neuen Zusammensetzung des Magistrats infolge der Kommunalwahl 
werde die Anregung der Stadtverordnetenversammlung erneut dem Magistrat zur Be-
ratung vorgelegt. Die weiteren Fragen könnten erst nach diesen Beratungen beant-
wortet werden. 
 
Herr Fraktionsvorsitzender Wagner erkundigt sich nach den Gründen für die aus seiner 
Sicht zweijährige Liegezeit des Themas, obwohl dieses bereits im November 2024 
positiv beschieden worden sei. 
 
Frau Bürgermeisterin Hachmann entgegnet, es gebe zahlreiche Themen, die teilweise 
deutlich über acht Jahre alt seien; man habe bereits besprochen, dass diese sukzes-
sive abgearbeitet würden. Dieses Thema sei ihr nunmehr erneut vorgelegt worden. 
 
Frau Stadtverordnete Stefan merkt an, im Rahmen einer neuen Legislaturperiode wür-
den Kommissionen üblicherweise neu besetzt, weshalb sie sich frage, wie das Thema 
habe durchrutschen können. 
 
Frau Bürgermeisterin Hachmann stellt klar, die Kommission sei bislang noch gar nicht 
gebildet worden; es sei lediglich geplant gewesen, über ihre Einrichtung zu entschei-
den. 
 
 
Anfrage der Bürgerliste Runkel zum Umsetzungsstand der Erstellung eines Kon-
zepts zur Übernahme der Betriebsführung Wasser in die Eigenregie der Stadt 
Runkel 
 
Frau Bürgermeisterin Hachmann behandelt abschließend eine weitere Anfrage der 
Bürgerliste Runkel zum Umsetzungsstand der Erstellung eines Konzepts zur Über-
nahme der Betriebsführung Wasser in die Eigenregie der Stadt Runkel.  
 
Zur Frage nach dem Stand der Verhandlungen mit Nachbargemeinden über eine in-
terkommunale Zusammenarbeit führt sie aus, es seien bereits Vorgespräche geführt 
worden, um die Bereitschaft zu erkunden; zwei weitere Gespräche stünden noch aus. 
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Auf die Frage, wann mit einer Entscheidungsvorlage einschließlich der Themen Kos-
ten und Personal gerechnet werden könne, erklärt sie, dies lasse sich derzeit nicht 
sicher prognostizieren, da eine tragfähige Entscheidungsgrundlage auch von der Be-
reitschaft der potenziell Beteiligten abhänge.  
 
Für den Fall einer Entscheidung zugunsten einer Eigenregie habe der bisherige Part-
ner der Stadt Runkel signalisiert, dass er gegebenenfalls zu Verhandlungen bereit sei. 
Hinsichtlich einer Einbeziehung des Wasserverbands Georg-Joseph erklärt sie, dies 
werde seitens der Bürgermeisterin grundsätzlich mitgedacht; hierzu müssten jedoch 
Bürgermeisterin Bokler-Schmidt, Bürgermeister Speth sowie die jeweiligen Vertreter 
frühzeitig in die wirtschaftlichen Überlegungen einbezogen werden. 
 
Herr Fraktionsvorsitzender Wagner äußert daraufhin Unverständnis über die Dauer 
des Verfahrens, das nach seiner Darstellung bereits seit drei Jahren laufe und für die 
Stadt Runkel wegen möglicher Einsparungen von hoher finanzieller Relevanz sei. Er 
kritisiert, dass weiterhin kein Termin für eine Entscheidung benannt werde. 
 
Frau Bürgermeisterin Hachmann verweist auf ihre vorherige Antwort und erklärt, die 
Verwaltung arbeite mit dem vorhandenen Personalbestand; vollständig untätig sei man 
nicht gewesen, da bereits Gespräche geführt worden seien. 
 

 
3.) Antrag der CDU-Fraktion Runkel: Vergabe von Rückschnittmaßnahmen an 

Hecken, Waldrändern und Bachläufen 
 
Herr Stadtverordneter Noack verliest für die CDU-Fraktion Runkel den Antrag.  
 
Die Verwaltung wird beauftragt, bis Ende September die Ortslandwirte anzuschreiben 
und um eine kurzfristige Stellungnahme zu bitten, welche Feldwege, Waldränder und 
Bachläufe in ihrem Zuständigkeitsbereich in diesem Winter (bis Ende Februar) drin-
gend zurückgeschnitten werden müssen.  
 
Anschließend wird die Verwaltung beauftragt, die Arbeiten bis Ende Oktober auszu-
schreiben, um die notwendigen Maßnahmen im gesetzlich zulässigen Zeitraum durch-
führen zu können. 
 
Zur Begründung: 
 
Eine funktionierende Landwirtschaft ist ein unverzichtbarer Pfeiler unserer regionalen 
Versorgung und der Pflege unserer Kulturlandschaft. Um den reibungslosen Betriebs-
ablauf unserer örtlichen Landwirtschaft zu gewährleisten, ist ein gut unterhaltenes und 
frei befahrbares Wegenetz eine grundlegende Voraussetzung.  
 
Moderne Landmaschinen benötigen entsprechende Lichtraumprofile. Stark zuge-
wachsene Feldwege, Waldränder und Bachläufe schränken die Befahrbarkeit in den 
letzten Jahren jedoch zunehmend ein. Herabhängendes Altholz und überstehende 
Äste beschädigen nicht nur teure Arbeitsgeräte, sondern führen bei Stürmen und Un-
wettern immer wieder zu Gefahrenstellen und Verkehrsbehinderungen.  
 
Unser Bauhof verfügt seit mehreren Jahren über keine geeignete Astschere mehr;  
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zudem fallen derartige Pflegearbeiten zeitlich regelmäßig mit dem Winterdienst zu-
sammen. In den letzten Jahren sind viele Wege stark zugewachsen, weshalb herab-
stürzendes Altholz bei Stürmen und Unwettern wiederholt zu Gefahrenstellen und Be-
hinderungen führt.  
 
Regionale Fachbetriebe sowie landwirtschaftliche Lohnunternehmen bieten den Rück-
schnitt und die Entsorgung des Schnittguts (z. B. zur Hackschnitzelgewinnung) häufig 
kostengünstig an. 
 
Herr Stadtverordneter Patrick Schäfer erklärt für die SPD-Fraktion, man könne den 
vorliegenden Antrag grundsätzlich unterstützen, habe jedoch zwei Fragen an die Ver-
waltung. Da die Maßnahme noch in diesem Jahr ausgeschrieben werden solle und 
sich die Stadt in der vorläufigen Haushaltsführung befinde, stelle sich die Frage, wie 
dies haushaltsrechtlich darzustellen sei und welcher Weg hierfür zu beschreiten wäre. 
Er fragt, ob es sich gegebenenfalls um Ausgaben im Rahmen der Feldwegepflege 
handele, bei denen Mittel aus dem entsprechenden Topf verwendet würden, bis dieser 
ausgeschöpft sei. 
 
Herr Fraktionsvorsitzender Wagner führt aus, die Bürgerliste halte es ebenfalls für 
sinnvoll, zunächst das Feldwegekataster zu erstellen beziehungsweise fertigzustellen. 
Der dazu gefasste Beschluss liege bereits neun Jahre zurück. Es sei wichtig zu wis-
sen, welche Wege überhaupt vorhanden seien und ob das, was in der Rücksprache 
mit den Landwirten ermittelt werde, vollständig oder nur teilweise mit dem Katasterbe-
stand übereinstimme. Gleichwohl halte man den Antrag für grundsätzlich sinnvoll und 
könne dem Beginn der Befragung der Landwirte bis Ende September zustimmen.  
 
Offen bleibe jedoch die Frage der Finanzierung, da es sich um Kosten des Ergebnis-
haushalts handle. Nach seiner Darstellung sollten hierfür 35.000 Euro für das Thema 
Feldwege und Erhaltung vorgesehen sein, die im Zusammenhang mit der Haushalts-
beratung 2026 nicht diskutiert worden seien. Sobald ein genehmigter Haushalt vor-
liege, könne darauf möglicherweise zugegriffen werden. Er regt an, das Thema noch-
mals in den Bau- und Umweltausschuss zu verweisen.  
 
In der Zwischenzeit könne geklärt werden, ob die Mittel zur Verfügung stünden und ob 
das Feldwegekataster kurzfristig fertiggestellt werden könne. Dabei verweist er auf be-
reits vorhandene Vorarbeiten, dass Herr Meffert schon Teile für Arfurt und Wirbelau 
fertig gestellt haben soll. 
 
Herr Stadtverordneter Heiko Schmidt erklärt, bei den angesprochenen Maßnahmen 
handele es sich im Kern um Verpflichtungen der Stadt. Im Zusammenhang mit frühe-
ren Flurbereinigungen seien Verträge geschlossen worden, die für jede Gemarkung 
vorliegen müssten. Daraus ergebe sich, dass die Stadt Runkel verpflichtet sei, Feld-
wege zu pflegen, Gräben auszuheben, Durchlässe freizuhalten und Bäche freizuhal-
ten. 
 
 
Wenn man wegen fehlender Haushaltsgenehmigungen jedes Jahr warte, führe dies 
dazu, dass notwendige Rückschnittarbeiten dauerhaft unterblieben. Nach seiner Ein-
schätzung sei das Wegenetz inzwischen stark zugewachsen und in einem desolaten 
Zustand.  
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Bei Starkregen liefen die Gräben über, weil sie teilweise durch Heckenbewuchs nicht 
mehr freigehalten werden könnten und ein Bagger nicht mehr ansetzen könne.  
 
Als Beispiel nennt er den Bereich am Campingplatz in der Spaich, wo ein Graben von 
einer Hecke zugewachsen und zudem verschlammt sei, sodass das Wasser über eine 
große Wiese eines Privateigentümers durch den Campingplatz laufe und dort Grund-
stücke vernässe. Private Leute hätten bereits begonnen, eigene Gräben anzulegen, 
um Wasser von ihren Grundstücken abzuleiten.  
 
Er spricht sich dafür aus, noch in diesem Winter mit Maßnahmen zu beginnen, da sich 
der Zustand andernfalls weiter verschlechtern werde und landwirtschaftliche Flächen 
mit Maschinen nicht mehr erreichbar seien. 
 
Frau Bürgermeisterin Hachmann berichtet, sie habe im Vorfeld bei der Finanzabteilung 
nachgefragt, welche Mittel für 2026 noch verfügbar seien.  
Danach stünden dort 20.000 Euro zur Verfügung, wobei Vormerkungen noch nicht be-
rücksichtigt seien. Sie weist darauf hin, dass sie deshalb nur diesen Betrag nennen 
könne, ohne bereits verbindlich sagen zu können, ob für laufende oder bereits vorge-
sehene Maßnahmen noch Rechnungen eingehen würden.  
 
Für den Haushalt 2027 stünden nach aktuellem Stand insgesamt 63.500 Euro auf fünf 
Kostenstellen für das gesamte Stadtgebiet zur Verfügung. Dies wird im Rahmen der 
Haushaltsberatungen weiter zu behandeln sein. 
 
Herr Stadtverordneter Bremser stellt die Verständnisfrage, ob die Maßnahme trotz vor-
läufiger Haushaltsführung durchgeführt werden könne, sofern es sich um eine Pflicht-
aufgabe handele. 
 
Herr Stadtverordneter Naß äußert die Auffassung, dass Maßnahmen durchgeführt 
werden könnten, wenn Wege zuwachsen und Gefahr in Verzug bestehe. Ergänzend 
verweist er darauf, dass jährlich Wanderwege, die über Feldwege verliefen, gemulcht 
würden und hierfür offenbar Mittel vorhanden seien. Teilweise wachse der Wald so 
weit vor, dass beim Mulchen bereits auf angrenzende Wiesen ausgewichen werde. 
Vor diesem Hintergrund stelle sich für ihn die Frage, weshalb Geld für das Freihalten 
von Wanderwegen vorhanden sei, nicht aber für die Freihaltung der eigentlichen 
Wege. 
 
Herr Fraktionsvorsitzender Wagner erläutert erneut die haushaltsrechtliche Seite. Im 
Investitionshaushalt seien die Übertragungen von Haushaltsresten auf Antrag der 
CDU-Fraktion gestrichen worden, sodass dort keine Mittel mehr verfügbar seien.  
 
Selbst wenn im Haushalt 2027 Mittel eingestellt würden, beträfen diese nur grundhafte 
Erneuerungen oder Komplettsanierungen von Wegen, nicht jedoch laufende Pflege. 
Daneben habe es jedoch seit vielen Jahren im Ergebnishaushalt ein Gegenstück in 
Höhe von ebenfalls 35.000 Euro gegeben, das gerade für Pflegemaßnahmen vorge-
sehen gewesen sei. Entscheidend sei daher, welcher Betrag hiervon noch verfügbar 
sei.  
 
Wenn dies die genannten 20.000 Euro seien, müsse geprüft werden, ob damit ein 
Unternehmen beauftragt werden könne, dass die Maßnahmen in allen Stadtteilen 
durchführt. 
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Herr Stadtverordneter Ax schließt sich dem an und folgert aus der Angabe von 20.000 
Euro, bezogen auf den Haushalt 2026, dass von den ursprünglich 35.000 Euro bereits 
15.000 Euro anderweitig verwendet worden seien. Dies beantworte zugleich die Frage, 
ob Mittel im Topf vorhanden seien. Er spricht sich dagegen aus, ein „Henne-Ei-Prob-
lem“ zu erzeugen, da man davon ausgehe, den Haushalt bis Ende Oktober genehmigt 
zu haben. 
 
Vor diesem Hintergrund entspreche die im CDU-Antrag vorgesehene Zeitschiene – 
Kontaktaufnahme mit den Landwirten bis Ende September und Ausschreibung im Ok-
tober – einer nachvollziehbaren Logik.  
 
Eine Verknüpfung mit der Fertigstellung des Feldwegekatasters halte er nicht für sinn-
voll. Unter Hinweis auf die Ausführungen von Herrn Schmidt betont er, dass in diesem 
Jahr zumindest ein Anfang gemacht werden müsse. Er verweist zudem darauf, dass 
es Firmen gebe, die die Arbeiten gegebenenfalls kostengünstig ausführen, weil das 
anfallende Holz verwertet werden könne. Eine nochmalige Ausschussberatung würde 
aus seiner Sicht zu einem unnötigen Zeitverlust führen. 
 
Frau Bürgermeisterin Hachmann ergänzt klarstellend, die genannten 20.000 Euro 
seien ausdrücklich ohne Berücksichtigung von Vormerkungen genannt worden. Sie 
werde daher in der Finanzabteilung nochmals nachfragen, welcher Betrag tatsächlich 
frei verfügbar sei. 
 
Herr Fraktionsvorsitzender Wagner stellt daraufhin für die Bürgerliste den Antrag, die 
Angelegenheit in den Bau- und Umweltausschuss zu verweisen. Dort solle gemeinsam 
mit dem Magistrat geklärt werden, welcher Aufwand für die Fertigstellung des Feldwe-
gekatasters erforderlich sei und wie hoch die Kosten des gesamten Vorhabens seien. 
Er betont, dass er darin keinen Umweg, sondern eine Vertiefung und bessere Informa-
tionsgrundlage sehe und dass eine zeitnahe Ausschusssitzung bis Oktober noch mög-
lich sei. 
 
Herr Stellv. Stadtverordnetenvorsteher Hautzel lässt zunächst über den weitergehen-
den Antrag der Bürgerliste auf Verweisung in den Bau- und Umweltausschuss abstim-
men.  
 
Beschluss: 
___________________________________________________________________ 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt auf Antrag der Bürgerliste Runkel eine 
Verweisung in den Bau- und Umweltausschuss. 
 

Abstimmungsergebnis: 3 Ja-Stimmen 17 Nein-Stimmen     4 Enthaltungen 

 
Dieser Antrag wird somit abgelehnt.  
Herr Hautzel lässt sodann über den Antrag der CDU-Fraktion abstimmen.  
Der Beschlussvorschlag wird wie folgt formuliert: 
 
Beschluss: 
___________________________________________________________________ 
Die Verwaltung wird beauftragt, bis Ende September die Ortslandwirte anzuschreiben 
und um eine kurzfristige Stellungnahme zu bitten, welche Feldwege, Waldränder und 
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Bachläufe in ihrem Zuständigkeitsbereich in diesem Winter (bis Ende Februar) drin-
gend zurückgeschnitten werden müssen.  
Anschließend wird die Verwaltung beauftragt, die Arbeiten bis Ende Oktober auszu-
schreiben, um die notwendigen Maßnahmen im gesetzlich zulässigen Zeitraum durch-
führen zu können. 
 

Abstimmungsergebnis: 17 Ja-Stimmen 0 Nein-Stimmen 7 Enthaltungen 

 
   

 
4.) Gemeinsamer Antrag der CDU Fraktion Runkel und der Fraktion der Bür-

gerliste Runkel: Bedarfsermittlung und Standortprüfung für eine Waldkita 
im Stadtgebiet Runkel 

 
Herr Stadtverordneter Wilfer von der CDU-Fraktion trägt den Beschlussvorschlag vor.  
 
Beschlussvorschlag: 
  
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:  
 
1. Der Magistrat wird beauftragt, eine für Befragte unverbindliche Bedarfsermittlung 
hinsichtlich der möglichen Einrichtung einer Waldkita im Stadtgebiet Runkel durchzu-
führen.  
 
2. Der Magistrat wird beauftragt, die rechtlichen, wirtschaftlichen und personellen Rah-
menbedingungen zur Errichtung einer Waldkita abzuschätzen.  
 
3. Auf Grundlage eines festgestellten Bedarfs wird der Magistrat beauftragt, sodann 
die organisatorische und wirtschaftliche Machbarkeit zu prüfen und geeignete Stand-
orte für eine solche Einrichtung im Stadtgebiet Runkel ermitteln. Dabei sollten Erreich-
barkeit, Sicherheit, Rettungswege, Schutzunterkunft, Sanitärversorgung, genehmi-
gungsrechtliche Voraussetzungen und der Naturschutz einbezogen werden.  
 
4. Anschließend sind verfügbare Fördermöglichkeiten und mögliche Finanzierungsan-
teile Dritter zu evaluieren.  
 
5. Die Ergebnisse dieser Prüfungen sind dem zuständigen Fachausschuss bzw. den 
zuständigen Fachausschüssen zur weiteren Beratung und Erarbeitung eines Be-
schlussvorschlags für die Stadtverordnetenversammlung vorzulegen.  
 
Begründung:  
Im Mittelpunkt aller Entscheidungen im Bereich der Kinderbetreuung müssen das Wohl 
unserer Kinder sowie die konkreten Bedürfnisse der Familien vor Ort stehen. Unser 
gemeinsames Ziel muss es sein, eine verlässliche, qualitativ hochwertige und sichere 
Betreuung zu gewährleisten und gleichzeitig die vorhandenen Ressourcen verantwor-
tungsvoll und nachhaltig einzusetzen.  
 
Eine zukunftsfähige Kinderbetreuung kann nur gelingen, wenn Entscheidungen auf ei-
ner belastbaren Datengrundlage getroffen und die Menschen vor Ort frühzeitig einge-
bunden werden. Es gilt daher, die Erfahrungen und Einschätzungen derjenigen 
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einzubeziehen, die den Betreuungsalltag unmittelbar kennen. Dazu gehören insbeson-
dere die Eltern, die Fördervereine, die Kita-Leitungen sowie die pädagogischen 
Teams. Sie sind wichtige Ansprechpartner, wenn es darum geht, tatsächliche Betreu-
ungsbedarfe einzuschätzen und mögliche Verbesserungen zu erkennen. Zudem sind 
die Ortsbeiräte zur Beurteilung örtlicher Besonderheiten einzubeziehen.  
 
Dem pädagogischen Konzept einer Waldkita stehen die einbringenden Fraktionen 
grundsätzlich offen gegenüber. Eine Waldkita kann eine wertvolle Ergänzung des be-
stehenden Betreuungsangebots darstellen und Kindern besondere Möglichkeiten für 
Naturerfahrung, Bewegung und selbstständiges Lernen eröffnen. Gleichzeitig ist es 
unser gemeinsamer Anspruch, eine solche Entscheidung nicht vorschnell zu treffen. 
Vor einer Festlegung auf ein konkretes Modell oder einen bestimmten Standort müs-
sen zunächst der tatsächliche Bedarf, die langfristige Entwicklung der Kinderzahlen 
sowie die fachlichen, pädagogischen, organisatorischen und räumlichen Vorausset-
zungen umfassend betrachtet werden.  
Daher halten wir eine ergebnisoffene Bedarfsermittlung sowie eine qualifizierte 
Standortprüfung für den richtigen nächsten Schritt. Dabei sollten insbesondere die tat-
sächliche Nachfrage der Familien, die Entwicklung der Betreuungsbedarfe, mögliche 
Auswirkungen auf bestehende Kindertagesstätten sowie die Eignung potenzieller 
Standorte berücksichtigt werden.  
 
Unser Ziel ist eine langfristige, transparente und verlässliche Planung der Kinderbe-
treuung im gesamten Stadtgebiet Runkel. Eine mögliche Waldkita sollte dort entste-
hen, wo sie pädagogisch sinnvoll, dem tatsächlichen Bedarf entsprechend, sicher  
und nachhaltig umsetzbar ist. Mit einer Bedarfsermittlung und einer sorgfältigen 
Standortprüfung schaffen wir die notwendige Grundlage für eine sachgerechte Ent-
scheidung im Interesse unserer Kinder, unserer Familien und der gesamten Stadt Run-
kel.  
 
Herr Stadtverordneter Patrick Schäfer erklärt, seine Fraktion könne dem Antrag grund-
sätzlich vollumfänglich zustimmen. Beim ersten Punkt bestehe jedoch Unsicherheit, 
wie eine Bedarfsabfrage konkret ausgestaltet werden solle, da die Kinder der Eltern, 
die aktuell echtes Interesse an einem solchen Konzept hätten, möglicherweise nicht 
mehr im Kita-Alter seien, wenn eine Waldkita tatsächlich umgesetzt werde. Gleichwohl 
werde sich hierfür im Austausch sicher ein Weg finden lassen. 
 
Herr Patrick Schäfer ergänzt, mit Blick auf das Thema Waldkita sei er persönlich der 
Auffassung, das Vorhaben solle vorerst ruhen, bis sich die Haushaltslage der Stadt 
verbessere. Aus seiner Sicht handele es sich hierbei um ein Angebot, das eher für 
Kommunen mit deutlich stabilerer finanzieller Ausstattung geeignet sei. Solange dies 
in Runkel nicht der Fall sei, solle die vorhandene Energie darauf gerichtet werden, die 
Situation in den bestehenden Kindertagesstätten weiter zu verbessern und zu optimie-
ren. Unabhängig davon bestehe für interessierte Eltern die Möglichkeit, ihre Kinder in 
Waldkitas der Nachbarkommunen unterzubringen.  
 
Zudem verweist er darauf, dass seines Wissens nach aus den letzten Jahren noch 39 
offene Beschlüsse vorlägen.  
Vor diesem Hintergrund erschließe es sich ihm nicht, der Verwaltung weitere Aufgaben 
zu übertragen, obwohl bekannt sei, dass dies finanziell, personell und zeitlich kaum zu 
leisten sei. 
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Herr Fraktionsvorsitzender Eisenberg erklärt, seine Seite unterstütze den Antrag voll-
umfänglich, einschließlich aller fünf genannten Punkte. Die Begründung müsse aus 
seiner Sicht nicht im Detail erörtert werden. Als Bürger von Eschenau sehe er in dem 
Vorhaben auch die Möglichkeit, dass der Bereich Eschenau und Hofen in den Genuss 
eines Kindergartens kommen könne. Zudem handele es sich bei einer Waldkita nicht 
um eine neuartige Erfindung; vielmehr könne man sich entsprechende Modelle auch 
in anderen Gemeinden ansehen. 
 
Frau Fraktionsvorsitzende Streb schließt sich der von Herrn Patrick Schäfer vertrete-
nen Auffassung an. Angesichts der wirtschaftlichen Lage der Stadt solle auf ein sol-
ches Vorhaben zunächst verzichtet werden. 
 
Herr Fraktionsvorsitzende Wagner entgegnet, Gegenstand des Antrags sei zunächst 
lediglich der Auftrag, den Bedarf unverbindlich zu ermitteln und im Anschluss eine 
Standortprüfung vorzunehmen. Mit Blick auf den Aufwand, den die Kindergartenabtei-
lung beziehungsweise der zuständige Fachbereich in der Vergangenheit betrieben 
habe, um auszuarbeiten, weshalb ein Waldkindergarten in Steeden an einem be-
stimmten Standort nicht in Betracht komme, sei bereits erhebliche Zeit in schriftliche 
Ausarbeitungen investiert worden. Vor diesem Hintergrund sei die nun beantragte Prü-
fung aus seiner Sicht ohne Weiteres leistbar. 
 
Herr Stadtverordneter Wilfer ergänzt hierzu, dass es zunächst nur um eine grundsätz-
liche Bedarfsermittlung gehe. Sollte sich bereits dabei ergeben, dass in Runkel kein 
Interesse an einer Waldkita bestehe, erledigten sich die weiteren Prüfungsschritte von 
selbst. Außerdem verfüge er über ein digitales Tool für eine solche Befragung, das 
vom Land Hessen kostenfrei zur Verfügung gestellt werde. Darüber könne man dann 
reden, wenn dem Antrag zugestimmt wurde. 
 
Herr Hautzel lässt über den gemeinsamen Antrag der CDU-Fraktion Runkel und der 
Fraktion der Bürgerliste Runkel abstimmen.  
 
Beschluss: 
___________________________________________________________________ 
1. Der Magistrat wird beauftragt, eine für Befragte unverbindliche Bedarfsermittlung 
hinsichtlich der möglichen Einrichtung einer Waldkita im Stadtgebiet Runkel durchzu-
führen.  
 
2. Der Magistrat wird beauftragt, die rechtlichen, wirtschaftlichen und personellen Rah-
menbedingungen zur Errichtung einer Waldkita abzuschätzen.  
 
3. Auf Grundlage eines festgestellten Bedarfs wird der Magistrat beauftragt, sodann 
die organisatorische und wirtschaftliche Machbarkeit zu prüfen und geeignete Stand-
orte für eine solche Einrichtung im Stadtgebiet Runkel ermitteln. Dabei sollten Erreich-
barkeit, Sicherheit, Rettungswege, Schutzunterkunft, Sanitärversorgung, genehmi-
gungsrechtliche Voraussetzungen und der Naturschutz einbezogen werden.  
 
4. Anschließend sind verfügbare Fördermöglichkeiten und mögliche Finanzierungsan-
teile Dritter zu evaluieren.  
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5. Die Ergebnisse dieser Prüfungen sind dem zuständigen Fachausschuss bzw. den 
zuständigen Fachausschüssen zur weiteren Beratung und Erarbeitung eines Be-
schlussvorschlags für die Stadtverordnetenversammlung vorzulegen.  
 

Abstimmungsergebnis: 21 Ja-Stimmen 3 Nein-Stimmen 0 Enthaltungen 

 
   

 
5.) Antrag/Prüfauftrag der SPD Fraktion Runkel: Schrittweise Entwicklung 

Runkels nach dem Schwammstadt-Prinzip 
 
Frau Stadtverordnete Mackauer-Brühl stellt den Antrag der SPD-Fraktion vor. 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:  
Die Stadt Runkel soll schrittweise nach dem Prinzip einer wassersensiblen Stadt – 
dem sogenannten Schwammstadt-Prinzip – weiterentwickelt werden. Der Magistrat 
wird beauftragt, hierzu zu prüfen und der Stadtverordnetenversammlung zu berichten:  
 
1. Welche Möglichkeiten in allen neun Stadtteilen, in bestehenden Siedlungsberei-
chen, auf kommunalen Grundstücken und auf geeigneten Flächen in der freien Land-
schaft bestehen, Regenwasser möglichst ortsnah zurückzuhalten, zu speichern, zu 
nutzen, zu versickern oder zu verdunsten und bei Starkregen schadlos abzuleiten.  
 
2. Die vorhandenen Fließpfadkarten und die Starkregengefahrenanalyse sind dabei 
als fachliche Grundlagen gemeinsam heranzuziehen und mit örtlichen Erfahrungen 
abzugleichen. Sie sollen als Hilfsmittel dienen, um geeignete Maßnahmen für die ein-
zelnen Stadtteile zu erkennen, zu bewerten und zu priorisieren.  
 
Hierbei sollen insbesondere betrachtet werden:  
• Entsiegelung und wasserdurchlässige Beläge  
• Mulden, Rigolen, Zisternen und andere Möglichkeiten zur Speicherung und Ver-
 sickerung  
• Regenwassernutzung auf kommunalen Grundstücken und an kommunalen Ge-
 bäuden  
• Dach-, Fassaden- und Flächenbegrünung  
• klimaangepasste Baumstandorte und eine bessere Wasserversorgung des 
 Stadtgrüns  
• natürliche oder multifunktionale Rückhalteflächen sowie sichere Abflusswege  
• Renaturierung geeigneter Bachläufe, Gräben und Landschaftsbereiche  
• Berücksichtigung des Schwammstadt-Prinzips bei kommunalen Bau-, Sanie-
 rungs- und Unterhaltungsmaßnahmen 
3. Die möglichen Maßnahmen sind nach ihrem Aufwand und ihrer Finanzierung zu 
ordnen: kurzfristig und mit geringem zusätzlichem Aufwand umsetzbare Maßnahmen; 
Maßnahmen, die bei ohnehin geplanten Bau-, Sanierungs- oder Unterhaltungsarbei-
ten berücksichtigt werden können; sowie Maßnahmen, die Haushaltsmittel oder För-
dermittel benötigen.  
 
Zur Erläuterung nennt sie als Beispiel für kurzfristige Maßnahmen etwa Mulden im 
Wald. Bei bereits anstehenden Vorhaben, etwa beim Bauhof, könnten entsprechende 
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Elemente nach ihrer Darstellung unmittelbar mitgedacht werden. Für bestehende Ge-
bäude seien hingegen eher langfristige Änderungen erforderlich. 
 
4. Der Stadtverordnetenversammlung ist eine nach Stadtteilen gegliederte Übersicht 
mit ersten geeigneten Maßnahmen, einer groben Priorisierung, den voraussichtlichen 
Kosten und möglichen Förderungen vorzulegen. Maßnahmen mit zusätzlichen Haus-
haltsbelastungen bedürfen einer gesonderten Beschlussfassung.  
 
Berichtswesen und Zeitplan  
Der Magistrat legt spätestens bis zum 31. März 2027 einen ersten Bericht vor. Die 
Ergebnisse sollen im zuständigen Ausschuss vorgestellt und anschließend der Stadt-
verordnetenversammlung zur weiteren Beratung zugeleitet werden.  
 
Begründung  
Mit den Fließpfadkarten und der Starkregengefahrenanalyse verfügt die Stadt Runkel 
bereits über wichtige fachliche Grundlagen. Die Fließpfadkarten zeigen mögliche 
Fließwege des Oberflächenwassers. Die Starkregengefahrenanalyse ergänzt diese 
Erkenntnisse um eine genauere Bewertung möglicher Gefährdungsbereiche. Beide 
Grundlagen sollen gemeinsam für die weitere Arbeit des Magistrats genutzt werden.  
Ziel ist es, Regenwasser möglichst dort zurückzuhalten, wo es anfällt.  
Speicherung, Nutzung, Versickerung und Verdunstung können die Kanalisation ent-
lasten, Schäden durch Starkregen mindern, das Stadtgrün stärken und in Trockenpe-
rioden zur Abkühlung beitragen.  
Der Prüfauftrag bezieht alle neun Stadtteile sowie bestehende Siedlungsbereiche und 
geeignete Flächen außerhalb der Bebauung ein. Dadurch wird das Schwammstadt-
Prinzip nicht allein auf Neubaugebiete beschränkt.  
Es soll zunächst kein kostenintensives neues Gesamtprogramm beschlossen werden. 
Vorrangig sind vorhandene Erkenntnisse zu nutzen, einfache und bezahlbare Möglich-
keiten zu ermitteln und geeignete Maßnahmen bei ohnehin anstehenden kommunalen 
Vorhaben mitzudenken. Größere oder zusätzlich ausgabewirksame Maßnahmen wer-
den der Stadtverordnetenversammlung gesondert zur Entscheidung vorgelegt. 
 
Herr Stadtverordneter Wilfer erklärt, über das grundsätzliche Ziel des Antrags bestehe 
aus seiner Sicht kein Streit, da Starkregenvorsorge wichtig sei und Bürgerinnen und 
Bürger sowie Infrastruktur und Straßen vor den Folgen von Starkregen geschützt wer-
den sollten.  
Auch bei künftigen Bau-, Sanierungs- und Unterhaltungsmaßnahmen solle ein sinn-
voller Umgang mit Regenwasser berücksichtigt werden. 
Die Stadt Runkel verfüge bereits über fachliche Grundlagen in Form von Fließpfadkar-
ten und Starkregengefahrenanalyse, an denen aus Sicht seiner Fraktion konkret an-
gesetzt werden solle.  
Der vorliegende Antrag verlange jedoch eine sehr umfassende Untersuchung in allen 
neun Stadtteilen, bestehenden Siedlungsbereichen, auf kommunalen Grundstücken 
und auf geeigneten Flächen in der freien Landschaft und umfasse darüber hinaus eine 
lange Liste möglicher Maßnahmen von Entsiegelung und Zisternen bis hin zu Dach-
begrünung, Rückhalteflächen und Renaturierungsmaßnahmen. 
 
Herr Wilfer führt weiter aus, nicht jede dieser Maßnahmen sei an jedem Standort tech-
nisch sinnvoll, erforderlich oder wirtschaftlich vertretbar.  
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Auch die Erstellung einer flächendeckenden Bestandsaufnahme mit Priorisierung, 
Kostenschätzungen und Fördermittelprüfung verursache einen erheblichen Arbeits-
aufwand in der Verwaltung. 
Er äußert die Einschätzung, dass dies möglicherweise nicht allein durch die Verwal-
tung zu leisten sei, sondern ein Projektbüro zur Unterstützung erforderlich werden 
könne.  
Seine Fraktion halte daher kein neues umfassendes Schwammstadtprogramm für er-
forderlich, sondern konkrete Lösungen an konkreten Stellen.  
Wenn die Starkregengefahrenanalyse an einer Stelle ein besonderes Risiko zeige, 
solle dort gehandelt werden; wenn eine Straße ohnehin saniert werde, solle geprüft 
werden, ob eine bessere Regenwasserbewirtschaftung möglich sei.  
Konkrete Projekte seien dann mit Kosten, Nutzen und möglichen Fördermitteln der 
Stadtverordnetenversammlung zur Entscheidung vorzulegen.  
Dem Antrag in der vorliegenden Form könne seine Fraktion daher nicht zustimmen, 
sei jedoch bereit, über konkrete Maßnahmen zur Starkregenvorsorge und zum Regen-
wassermanagement in den Ortsteilen zu beraten. 
 
Herr Fraktionsvorsitzender Wagner erklärt, seine Fraktion könne dem Antrag zustim-
men, weil Katastrophenschutz und Starkregenvorsorge in den kommenden Jahren 
weiter an Bedeutung gewinnen würden und jeder auch kleine Schritt zur Vorbereitung 
hilfreich sein könne. Er merkt an, man hätte sich gewünscht, als Klimaschutzkommune 
in diesem Themenfeld bereits weiter zu sein. In diesem Zusammenhang verweist er 
darauf, dass seit Jahren beschlossen sei, ein CO₂-Konzept zu erstellen, dies jedoch 
nicht umgesetzt worden sei.  
 
Auch habe man sich dadurch aus seiner Sicht die professionelle Unterstützung eines 
Klimaschutzmanagers zur Erarbeitung entsprechender Vorsorgekonzepte nicht gesi-
chert, obwohl ein entsprechender Beschluss seit drei Jahren vorliege.  
Hätte man diesen umgesetzt, wären personelle Ressourcen zumindest für die Koordi-
nierung solcher Konzepte vorhanden gewesen. 
 
Herr Wagner führt ferner aus, zwischen den Anmerkungen der CDU-Fraktion und dem 
SPD-Antrag sehe er keinen großen Dissens, da es sich um einen Prüfantrag handele 
und dieser vorsehe, kleinere Schritte frühzeitig zu erkennen und dem Parlament vor-
zulegen.  
Vor diesem Hintergrund könnten beide Sichtweisen durchaus zusammengeführt wer-
den.  
Abschließend macht er einen gewissen Sarkasmus des Antrags deutlich, da dieser 
zwar zusätzliche Anforderungen an die Verwaltung stelle, zugleich aber verdeutliche, 
wie stark diese bereits ausgelastet sei. 
 
Herr Stadtverordneter Patrick Schäfer entgegnet, man müsse auch die Schäden be-
rücksichtigen, die entstünden, wenn das Thema nicht beachtet werde; deshalb sei es 
ein sensibles Feld. Er widerspricht der Einschätzung von Herrn Wilfer, es gehe ledig-
lich um ein aufwendiges Prüfprogramm, und betont, der Antrag solle vor allem Denk-
anstöße geben. Zur Veranschaulichung erinnert er an den Schulparkplatz beziehungs-
weise den Parkplatz an der Stadthalle, für den es nach seiner Darstellung Fördermög-
lichkeiten von 90 % gegeben habe.  
Zudem habe Heiko Schmidt darauf hingewiesen, dass dort viel Wasser ankomme; 
gleichwohl sei nichts umgesetzt worden, obwohl man aus seiner Sicht damals eine 
sinnvolle Maßnahme gegen Starkregen hätte ergreifen können. 
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Herr Patrick Schäfer erläutert weiter, es gehe darum, das Thema insgesamt stärker zu 
sensibilisieren. Bei öffentlichen Bauten und aktuellen Vorhaben, etwa beim Anbau ei-
ner Mensa an der Schule oder im Zusammenhang mit dem Bauhof, könne geprüft 
werden, weshalb dort keine Zisternen vorgesehen würden, um Fahrzeuge zu befüllen 
oder im Sommer Bäume mit aufgefangenem Wasser zu bewässern, anstatt Leitungs-
wasser zu verwenden. 
Ebenso sei zu prüfen, inwieweit sich in Bebauungsplänen über Einleitbeschränkungen 
Vorgaben verankern ließen. Er verweist auf Erfahrungen aus anderen Kommunen, die 
häufig erst nach eingetretenen Schäden reagierten, und nennt Wiesbaden mit erheb-
lichen Schäden am Kurhaus als Beispiel.  
Dort werde seit Jahren mit Einleitbeschränkungen gearbeitet, um die Netze zu entlas-
ten und Wasser an zentralen Punkten zurückzuhalten. Wenn man lediglich feststelle, 
man könne irgendwann etwas tun, werde nichts geschehen; deshalb halte er den An-
trag für richtig.  
In welchem Umfang die Ausarbeitung letztlich erfolge, müsse im weiteren Verfahren 
geklärt werden. Zudem regt er an, Personal auf DWA-Schulungen zu entsenden, um 
Reaktionsmöglichkeiten fachlich zu vertiefen. 
 
Herr Stadtverordneter Heiko Schmidt weist darauf hin, dass gut gemeinte Maßnahmen 
nicht zwangsläufig zu guten Ergebnissen führten.  
Als Beispiel nennt er den Kerkerbach, für den vor einigen Jahren beschlossen worden 
sei, ihn in diesem Bereich zu einem „wilden Bach“ zu machen.  
In diesem Zuge seien alle Wehre gesprengt worden. Vorher habe es dort noch Fisch-
bestand gegeben; seitdem sei dies aus seiner Sicht nicht mehr der Fall.  
Zugleich fließe das Wasser nun deutlich schneller ab, sodass weniger Wasser in der 
Fläche gehalten werde. Früher seien die Wiesen in diesem Bereich im Sommer grün 
gewesen; inzwischen seien die Flächen grau, was nach seiner Darstellung nicht nur 
auf Hitze, sondern darauf zurückzuführen sei, dass der Wasserstand um etwa zwei 
Meter abgesenkt worden sei.  
Er folgert daraus, dass frühere Generationen sich über solche Zusammenhänge eben-
falls Gedanken gemacht hätten, während heutige naturschutzfachliche Maßnahmen 
teilweise andere Probleme erzeugten. Auch im Aartal sei zu beobachten, dass be-
schleunigte Bäche mehr Wasser mitführten und die tiefer gelegenen Orte die Folgen 
zu tragen hätten. 
 
Herr Fraktionsvorsitzender Eisenberg erklärt, auch seine Fraktion könne dem Antrag 
zustimmen und sehe den Schwerpunkt ebenfalls bei künftigen Maßnahmen. In der 
Vergangenheit sei es nach seiner Darstellung so gewesen, dass die Möglichkeit, ent-
sprechende Anforderungen in Bebauungspläne aufzunehmen, kaum beachtet worden 
sei. Vielmehr sei regelmäßig die Aufstellung eines Bebauungsplans beschlossen wor-
den mit dem Argument, einem Investor keine zusätzlichen Kosten auferlegen zu wol-
len.  
Dem hält er entgegen, dass ansonsten spätere Schadenskosten von der Allgemeinheit 
zu tragen seien.  
Vorrangig solle deshalb bei zukünftig geplanten Maßnahmen dieses Thema nicht aus 
dem Blick geraten. Ob sämtliche im Antrag enthaltenen Punkte bis Ende März abge-
arbeitet werden könnten oder sollten, ist eine andere Frage. 
 
Herr Stadtverordneter Bremser ergänzt, es gehe nicht nur darum, Starkregen in ge-
ordnete Bahnen zu lenken. Der zurückliegende Hitzesommer habe vielmehr gezeigt, 
wie wichtig auch Wasserspeicher und Reservoire seien; hierfür sei das 
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Schwammstadtprinzip besonders geeignet. Welche Maßnahmen am Ende tatsächlich 
in Betracht kämen, müsse sich aus der beantragten Prüfung ergeben. 
 
Herr Fraktionsvorsitzender Wagner stellt gegenüber Herrn Eisenberg klar, dass seine 
Fraktion beim Bebauungsplan für das Baugebiet in Dehrn  „Hinter den Bäumen“ sei-
nerzeit die Aufnahme eines Zisternenzwangs gefordert habe. Dieser Vorschlag sei je-
doch von den beiden großen Fraktionen einheitlich abgelehnt worden. Er begrüßt, 
dass insoweit inzwischen ein Umdenken stattfinde. 
 
Herr Stadtverordneter Patrick Schäfer erwidert darauf, dass es damals auch deshalb 
anders bewertet worden sei, weil die betreffende Firma ein großes Rückhaltebecken 
gebaut habe. Zisternen hielten beim ersten Starkregen aus seiner Sicht kein zusätzli-
ches Wasser zurück, wenn man davon ausgehe, dass sie regelmäßig gefüllt seien; in 
diesem Fall bringen sie für die Starkregenvorsorge nichts. 
 
Herr Fraktionsvorsitzender Eisenberg widerspricht und erklärt, viele Städte und Ge-
meinden forderten gerade Retentionszisternen. Diese seien so ausgelegt, dass sie 
nach einem Starkregen zeitversetzt einen Teil des Wassers wieder abgäben. Würden 
Zisternen lediglich formal errichtet und einmal vollständig gefüllt, wäre ihr Nutzen tat-
sächlich gering. 
 
Herr Hautzel stellt fest, dass keine weiterführenden Anträge vorliegen und lässt über 
den Antrag abstimmen.  
 
Beschluss: 
___________________________________________________________________ 
Die Stadt Runkel soll schrittweise nach dem Prinzip einer wassersensiblen Stadt – 
dem sogenannten Schwammstadt-Prinzip – weiterentwickelt werden. Der Magistrat 
wird beauftragt, hierzu zu prüfen und der Stadtverordnetenversammlung zu berichten:  
 
1. Welche Möglichkeiten in allen neun Stadtteilen, in bestehenden Siedlungsberei-
chen, auf kommunalen Grundstücken und auf geeigneten Flächen in der freien Land-
schaft bestehen, Regenwasser möglichst ortsnah zurückzuhalten, zu speichern, zu 
nutzen, zu versickern oder zu verdunsten und bei Starkregen schadlos abzuleiten.  
 
2. Die vorhandenen Fließpfadkarten und die Starkregengefahrenanalyse sind dabei 
als fachliche Grundlagen gemeinsam heranzuziehen und mit örtlichen Erfahrungen 
abzugleichen. Sie sollen als Hilfsmittel dienen, um geeignete Maßnahmen für die ein-
zelnen Stadtteile zu erkennen, zu bewerten und zu priorisieren.  
 
Hierbei sollen insbesondere betrachtet werden:  
• Entsiegelung und wasserdurchlässige Beläge  
• Mulden, Rigolen, Zisternen und andere Möglichkeiten zur Speicherung und Ver            
 sickerung  
• Regenwassernutzung auf kommunalen Grundstücken und an kommunalen Ge-
 bäuden  
• Dach-, Fassaden- und Flächenbegrünung  
• klimaangepasste Baumstandorte und eine bessere Wasserversorgung des 
 Stadtgrüns  
• natürliche oder multifunktionale Rückhalteflächen sowie sichere Abflusswege  
• Renaturierung geeigneter Bachläufe, Gräben und Landschaftsbereiche  
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• Berücksichtigung des Schwammstadt-Prinzips bei kommunalen Bau-, Sanie
 rungs- und Unterhaltungsmaßnahmen  
 
3. Die möglichen Maßnahmen sind nach ihrem Aufwand und ihrer Finanzierung zu 
ordnen: kurzfristig und mit geringem zusätzlichem Aufwand umsetzbare Maßnahmen; 
Maßnahmen, die bei ohnehin geplanten Bau-, Sanierungs- oder Unterhaltungsarbei-
ten berücksichtigt werden können; sowie Maßnahmen, die Haushaltsmittel oder För-
dermittel benötigen.  
 
4. Der Stadtverordnetenversammlung ist eine nach Stadtteilen gegliederte Übersicht 
mit ersten geeigneten Maßnahmen, einer groben Priorisierung, den voraussichtlichen 
Kosten und möglichen Förderungen vorzulegen. Maßnahmen mit zusätzlichen Haus-
haltsbelastungen bedürfen einer gesonderten Beschlussfassung.  
 
Der Magistrat legt spätestens bis zum 31. März 2027 einen ersten Bericht vor. Die 
Ergebnisse sollen im zuständigen Ausschuss vorgestellt und anschließend der Stadt-
verordnetenversammlung zur weiteren Beratung zugeleitet werden. 
 

Abstimmungsergebnis: 13 Ja-Stimmen 9 Nein-Stimmen 2 Enthaltungen 

 

 
6.) Rückerwerb Baugrundstück Oberau 11, 65594 Runkel-Ennerich 
 
Herr Stellv. Stadtverordnetenvorsteher Hautzel führt in den Tagesordnungspunkt ein 
und verweist darauf, dass der Rückerwerb des Baugrundstücks Oberau 11 bereits in 
der vorangegangenen Stadtverordnetenversammlung behandelt worden sei und nun 
erneut aufgerufen werde. Ferner stellt er für das Protokoll klar, dass die laufende Be-
schlussvorlage die Nummer 031 trage. Nicht 1031. 
 
Frau Stadtverordnete Stefan erklärt, der Beschlussvorschlag sei grundsätzlich zu be-
grüßen, da ein zunächst veräußertes Grundstück an einen neuen Bewerber weiterge-
geben werden könne und dies zu den bisherigen Konditionen erfolgen solle. Für ihre 
Fraktion werde daher eine grundsätzliche Zustimmung signalisiert. Zugleich bittet sie 
um Erläuterung, ob das betreffende Grundstück bereits verbindlich einem der fünf Be-
werber zugesprochen worden sei, da sich aus den Erläuterungen zum Beschlussvor-
schlag der Bezug auf einen bestimmten Bewerber ergebe.  
 
In diesem Zusammenhang fragt sie nach der Einhaltung der Vergaberichtlinien. Sie 
führt aus, sie habe als neues Mitglied des Gremiums auf der Internetseite der Stadt 
Runkel nach den Vergaberichtlinien gesucht, diese jedoch nicht gefunden, und hätte 
insbesondere die Punktekriterien für die Grundstücksvergabe einsehen wollen.  
 
Weiter trägt sie vor, ein Bewerber habe sich an ihre Fraktion gewandt und bereits eine 
Absage erhalten, obwohl der Beschluss über die Weiterveräußerung noch nicht ge-
fasst worden sei. Nach ihrer Darstellung habe dieser Bewerber angegeben, nicht nur 
zwei, sondern drei Kinder zu haben, bereits seit einiger Zeit in Ennerich zu wohnen 
und den Erwerbswunsch schriftlich bekundet zu haben. Sie bittet deshalb um Erläute-
rung, aus welchen Gründen eine Absage erfolgt sei und nach welchen Kriterien die 
Vergabe vorgenommen werden solle. 
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Frau Bürgermeisterin Hachmann entgegnet, sie werde den Hinweis zu den Vergabe-
richtlinien aufgreifen nochmals prüfen. Von Seiten der Verwaltung sei nach ihrer 
Kenntnis keine entsprechende Mitteilung an Bewerber herausgegangen. Sie habe am 
selben Tag nochmals mit dem Bauamt gesprochen; dort sei die Prüfung streng nach 
den beschlossenen Vergaberichtlinien erfolgt. Insgesamt habe es fünf Bewerber ge-
geben, die anhand der dort festgelegten Punktebewertung gerankt worden seien. 
 
Frau Stadtverordnete Mackauer-Brühl verweist darauf, sie habe auf dem Mobiltelefon 
eine E-Mail an Bewerber gesehen, wonach am 24. August 2026 durch das Bauamt 
eine Absage erteilt worden sei. Sie führt aus, die betreffenden Bewerber stammen 
beide aus Ennerich, haben drei Kinder, sind in mehreren Vereinen fest verankert und 
sind als Gewerbetreibende, also Einkünfte für die Stadt.  
Vor diesem Hintergrund stelle sich für sie die Frage, wie eine Familie mit zwei Kindern 
mehr Punkte habe erhalten können als eine Familie mit drei Kindern. Dies müsse aus 
ihrer Sicht vor einer Freigabe des Vorgangs geklärt werden. 
 
Frau Bürgermeisterin Hachmann bittet darum, ihr die angesprochene E-Mail zu über-
mitteln, damit sie den Vorgang nachsteuern könne; ein solches Vorgehen entspreche 
nicht dem üblichen und ordentlichen Verfahren. Zugleich betont sie, dass der Punkte-
katalog nicht allein auf die Zahl der Kinder abstelle, sondern mehrere Kriterien ent-
halte, und dass die Rangfolge anhand dieses Katalogs ermittelt worden sei. Sie habe 
sich dies am Morgen nochmals angesehen und hält das Verfahren für ordnungsge-
mäß. 
 
Herr Stadtverordneter Patrick Schäfer äußert, die aufgeworfene Frage lasse sich auf-
klären; möglicherweise sei auch eine Frist abgelaufen. Nach seiner Einschätzung 
müsse dies nicht in der laufenden Sitzung abschließend beantwortet werden, sondern 
könne im Nachgang geprüft und dem Gremium mitgeteilt werden. 
 
Herr Stadtverordneter Bremser erklärt, er gehe davon aus, dass die Punkteliste ord-
nungsgemäß abgearbeitet worden sei. Wenn eine Person innerhalb dieses Systems 
die meisten Punkte erreicht habe, sei das Grundstück an diese zu veräußern, da die 
Kriterien gerade zu diesem Zweck festgelegt worden seien. 
 
Herr Stadtverordneter Noack erklärt für seine Seite volles Vertrauen in die Verwaltung 
und geht ebenfalls davon aus, dass der Vorgang nochmals überprüft werde. Dem Be-
schlussvorschlag werde zugestimmt; zugleich werde begrüßt, dass das Grundstück 
wieder an eine Familie aus Runkel gehen solle. 
 
Frau Stadtverordnete Stefan bekräftigt das Vertrauen in die Verwaltung und erklärt, 
sie gehe davon aus, dass die Punktevergabe grundsätzlich korrekt erfolgt sei. 
Gleichwohl halte sie eine nochmalige Überprüfung im Hintergrund für wünschenswert. 
 
Sie weist darauf hin, dass der eigentliche Beschlussvorschlag nicht eine konkret be-
nannte Familie mit zwei Kindern begünstige, sondern lediglich vorsehe, dass eine Fa-
milie aus Runkel das Grundstück erhalten solle. Deshalb könne sie dem Beschluss 
zustimmen; hinsichtlich der in der Begründung genannten Familie bitte sie jedoch 
nochmals um Überprüfung. 
 
Frau Bürgermeisterin Hachmann erklärt erneut, sie habe das Verfahren am Morgen in 
Vorbereitung auf die Sitzung nochmals durchgesehen, um etwaige Rückfragen 
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vorzubereiten. Sie kann deshalb versichern, dass sämtliche Punkte von den Mitarbei-
tenden des Bauamts berücksichtigt und die Richtlinien exakt eingehalten worden sind. 
 
Herr Hautzel greift den in der Diskussion sichtbar gewordenen Klärungsbedarf auf und 
regt an, den Beschlussvorschlag um eine ergänzende Regelung zu erweitern, wonach 
die Vergabe nochmals geprüft werde, bevor sie vollzogen werde. Er stellt in den Raum, 
dass hierzu ein Änderungs- oder Ergänzungsantrag aus der Mitte des Gremiums ge-
stellt werden könne. 
 
Frau Stadtverordnete Mackauer-Brühl führt ergänzend aus, im Zusammenhang mit 
dem Käufer solle geprüft werden, ob eine angemessene Baufrist vereinbart und in den 
Kaufvertrag aufgenommen werden könne. Zwar bestehe im Baugebiet bislang keine 
allgemeine Baufrist, eine solche Regelung könne nach ihrer Auffassung aber jedenfalls 
dann geprüft werden, wenn sie rechtlich zulässig vertraglich vereinbart werden könne.  
 
Sodann stellt sie den Erweiterungsantrag, nochmals zu prüfen, ob die Vergaberichtli-
nien korrekt angewandt worden seien und ob die in Ennerich seit Jahrzehnten woh-
nende Familie mit drei Kindern möglicherweise falsch gerankt worden sei. 
 
Frau Bürgermeisterin Hachmann schlägt mit Blick auf eine Beschleunigung des Ver-
fahrens vor, die Verwaltung werde die Überprüfung nachliefern und der Beschluss 
solle gegebenenfalls erst unter dieser Bedingung gültig werden. 
 
Herr Hautzel formuliert daraufhin den erweiterten Beschlussvorschlag dahingehend, 
dass die Verwaltung die Vergabe nochmals ausdrücklich überprüfe und feststelle, ob 
der maßgebliche Katalog eingehalten worden sei. Sollten die Verwaltungsrichtlinien 
beachtet worden sein, könne die Vergabe stattfinden; andernfalls müsse über das wei-
tere Vorgehen erneut entschieden werden.  
Zudem solle die Stadtverordnetenversammlung über das Ergebnis informiert werden.  
 
Beschluss: 
___________________________________________________________________ 
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt, dem Verkauf des 
Grundstückes Gemarkung Ennerich, Flur 4, Flurstück 307, Oberau 11 durch die aktu-
ellen Eigentümer aus Frankfurt an die Bewerber aus 65594 Runkel, zuzustimmen. 
 
Der Kaufpreis beträgt 90.440,00 Euro und entspricht dem damaligen Verkaufspreis 
der Stadt Runkel. 
Die neuen Käufer haben den Kaufvertrag in gleichem Wortlaut einschließlich den ent-
sprechenden Rechten und Pflichten sowie Dienstbarkeiten zu Gunsten der Stadt Run-
kel zu übernehmen (Standardkaufvertrag der Stadt Runkel). 
 
Des Weiteren wird beschlossen, dass die derzeitigen Eigentümer eine Bearbeitungs-
gebühr in Höhe von 1.500,00 Euro an die Stadt Runkel zu zahlen haben. Außerdem 
haben die bisherigen und neuen Eigentümer sämtliche Kaufnebenkosten (z.B. Notar, 
Grundbuchamt und Grunderwerbssteuer) zu übernehmen. 
 
1. Die Vergabe des Baugrundstücks Oberau 11 in 65594, Runkel, Ennerich wird unter 
der Bedingung beschlossen, dass die Einhaltung der Vergaberichtlinien nochmals 
überprüft werden. 
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2. Sollte die Überprüfung ergeben, dass die Vergaberichtlinien eingehalten wurden, 
tritt der Beschluss in Kraft und das Grundstück wird an den Bewerber mit den meisten 
Punkten vergeben. 
 
3. Sollte die Überprüfung Mängel in der Anwendung der Vergaberichtlinien ergeben, 
wird die Vergabe des Grundstücks nicht durchgeführt und die Stadtversammlung wird 
darüber informiert. 
 

Abstimmungsergebnis: 23 Ja-Stimmen 0 Nein-Stimmen 1 Enthaltungen 

 
Frau Stadtverordnete Mackauer-Brühl präzisiert anschließend, Bestandteil des Be-
schlussvorschlages sei nicht die Bestimmung, wer konkret den Bauplatz erhalte, son-
dern allein, dass die allgemeinen Vergaberichtlinien eingehalten würden. Wenn die 
Stadt dies nochmals geprüft habe, solle der Bauplatz an denjenigen vergeben werden, 
der nach der richtigen Rangfolge vorne liege. 
 
Herr Stadtverordneter Patrick Schäfer weist ergänzend darauf hin, dass auch die 
Frage der Baufrist in den Antrag aufgenommen werden müsse, da hierzu ebenfalls 
nachgefragt worden sei. 
 
Herr Fraktionsvorsitzender Wagner erläutert hierzu, eine Baufrist sei in jedem Kauf-
vertrag enthalten gewesen, auch beim früheren Käufer.  
Da dieser die Verpflichtung nicht erfüllt habe, falle das Grundstück nach zehn Jahren 
an die Stadt zurück. Man werde deshalb sicherstellen, dass die Baufristen weiterhin 
vertraglicher Bestandteil seien. 
 
Frau Stadtverordnete Stefan regt an, die besprochenen Klarstellungen gegebenenfalls 
als Protokollnotiz in die Niederschrift aufzunehmen, damit die Verwaltung die entspre-
chende Mitteilung ausarbeiten könne. 
 
Herr Hautzel führt dazu aus, dass es keine Protokollnotizen gibt. Es wird über etwas 
abgestimmt, dass kann eine Beschlusserweiterung sein, aber keine Protokollnotiz. 
Es muss ein eindeutiger Beschluss gefasst werden. 
 
Herr Fraktionsvorsitzende Wagner führt weiter aus, der zunächst einfach erscheinende 
Tagesordnungspunkt stelle sich komplizierter dar als erwartet. Er gibt zu bedenken, 
dass bei Beibehaltung des eben gefassten Beschlusses der Vorgang erneut der Stadt-
verordnetenversammlung vorgelegt werden müsste, falls sich bei der Überprüfung der 
Vergaberichtlinie ein Fehler oder eine Fehlberechnung ergeben sollte. Einfacher wäre 
aus seiner Sicht die Festlegung, dass unabhängig von der Person stets derjenige Be-
werber das Grundstück erhalte, der nach Anwendung der Vergabekriterien an erster 
Stelle stehe. 
 
Herr Stadtverordneter Ax erklärt, er habe den zuvor gefassten Beschluss bereits ge-
nau in diesem Sinne verstanden, nämlich dass die Vergaberichtlinien nochmals über-
prüft würden und das Grundstück sodann an den Bewerber mit der höchsten Punktzahl 
vergeben werde. Nur wenn der Beschluss missverständlich gefasst worden wäre, 
müsste dieser zunächst aufgehoben und neu beschlossen werden. Für ihn sei jedoch 
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bereits das Richtige beschlossen worden, nämlich die Sicherstellung der Einhaltung 
der Vergaberichtlinien. 
 
Herr Hautzel schließt sich dieser Einordnung an und erklärt, der gefasste Beschluss 
sei damit hinreichend eindeutig. Mit der Klarstellung, dass die Vergaberichtlinien über-
prüft und bei deren Einhaltung die Vergabe entsprechend vorgenommen werde, sei 
der Tagesordnungspunkt abgearbeitet. 
   

 
7.) Nutzungsänderung des ehemaligen evangelischen Pfarrhauses, Am Löwen 

3 in Runkel-Steeden zu einem Verwaltungsgebäude 
 
Herr Hautzel informiert, dass es sich um die alte Beschlussvorlage 2026/141 handelt. 
 
Frau Bürgermeisterin Hachmann berichtet, die Verwaltung habe ergänzende Informa-
tionen nachgereicht, die sämtlichen Stadtverordneten zur Verfügung gestellt worden 
sind. Ferner weist sie auf eine Korrektur in der Vorlage hin. Die ursprünglich angege-
bene Kapazität eines größeren Zimmers mit 3 bis 5 Arbeitsplätzen sei nach erneuter 
genauer Prüfung zu berichtigen; tatsächlich seien dort 3 bis maximal 4 Arbeitsplätze 
möglich. 
 
Herr Stadtverordneter Patrick Schäfer führt aus, die SPD habe den Vorgang beraten 
und könne dem Vorhaben im Grundsatz zunächst zustimmen. Allerdings erscheine 
der in Rede stehende Betrag von 25.000,00 € für eine Herrichtung des Gebäudes als 
zu gering.  
Deshalb beantrage seine Fraktion die Verweisung in den Bau- und Umweltausschuss. 
In diesem Zusammenhang solle insbesondere die Heizung nochmals geprüft werden, 
da die Stadt bereits bei zahlreichen Liegenschaften hohe Kosten zu tragen habe und 
für das leerstehende Gebäude bereits Gaskosten von 1.500 € angefallen seien.  
Vor dem Hintergrund künftig notwendiger Beheizung auf etwa 20 Grad solle geprüft 
werden, ob Förderprogramme mit Zuschussquoten von 50 bis 60 % in Anspruch ge-
nommen werden könnten. 
 
Herr Stadtverordneter Noack erklärt, seine Fraktion teile die Auffassung, dass die an-
gesetzten 25.000,00 € voraussichtlich nicht ausreichen würden, und unterstütze eben-
falls eine Verweisung an den Ausschuss. Zugleich sei für eine sachgerechte Beratung 
eine vollständige Tatsachengrundlage erforderlich. Dem ersten Teil des Beschlussvor-
schlags, wonach der Beschluss vom 15.05.2024 aufgehoben werden solle, könne man 
grundsätzlich zustimmen.  
 
Ergänzend schlägt er vor, die vorhandenen Mittel in der erforderlichen Höhe zunächst 
für eine Kosteneinschätzung durch ein professionelles Architektur- oder Ingenieurbüro 
hinsichtlich eines Umbaus zu einem Verwaltungsgebäude einzusetzen. Gleichzeitig 
solle auch der Verkehrswert des Grundstücks für einen möglichen Verkauf ermittelt 
werden, damit der Bau- und Umweltausschuss auf belastbarer Grundlage entscheiden 
könne.  
Wegen des finanziellen Aspektes regt er ferner an, den Haupt- und Finanzausschuss 
gemeinsam mit dem Bau- und Umweltausschuss tagen zu lassen, wobei die Feder-
führung beim Bau- und Umweltausschuss liegen solle. 
Herr Fraktionsvorsitzender Wagner schließt sich den Vorrednern an und beantragt 
ebenfalls die Verweisung in den Bau- und Umweltausschuss. Das Thema sei aus 
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seiner Sicht keineswegs ausdiskutiert. Dass das Gebäude nicht mehr als Flüchtlings-
unterkunft genutzt werden solle, sei unstrittig; die eigentliche Frage sei jedoch, ob eine 
Nutzungsänderung zu Verwaltungszwecken überhaupt sinnvoll sei. In seiner Fraktion 
zeichne sich mehrheitlich die Tendenz ab, das Gebäude zu verkaufen, gegebenenfalls 
auch unter Wert. Das Objekt sei seinerzeit angesichts des baulichen Zustands unter 
Zeitdruck eigentlich zu teuer erworben worden. Ein Verkauf stelle daher aus seiner 
Sicht die bevorzugte Option dar. Sofern man dennoch zu dem Ergebnis komme, das 
Gebäude als Arbeitsfläche für Mitarbeiter zu nutzen, müsse vorab der hierfür erforder-
liche Gesamtbetrag für die Ausstattung der Büroflächen ermittelt werden; 25.000,00 € 
würden hierfür nach seiner Einschätzung keinesfalls ausreichen.  
 
Darüber hinaus stelle sich die Frage nach der künftigen Nutzung der heutigen Tourist-
Info. Wenn dort anschließend nur noch ein einzelner Raum genutzt werde, erscheine 
dies wenig sinnvoll. Dann müsse auch über einen neuen Standort gesprochen werden; 
zugleich könne in diesem Zusammenhang möglicherweise ein bereits seit etwa drei 
Jahren bestehender Beschluss umgesetzt werden, das betreffende Gebäude abzu-
mieten bzw. die bestehende Nutzung zu beenden, um die damit verbundenen Kosten 
tatsächlich einzusparen und gegenrechnen zu können.  
 
Im Ausschuss werde zudem die Stellplatzproblematik zu behandeln sein, da die von 
der Stadt selbst beschlossene Stellplatzsatzung an diesem Standort voraussichtlich 
nicht erfüllt werden könne. 
 
Frau Bürgermeisterin Hachmann entgegnet, in dem Gebäude, das derzeit genutzt 
werde, seien bereits mehrere Mitarbeiter untergebracht, darunter der OBB, die Kita-
Verwaltung und Teile der Personalverwaltung.  
 
Dort herrschten im Sommer bei 35 Grad erhebliche Belastungen; die Hessische Un-
fallkasse habe die Stadt deshalb bereits deutlich auf die Situation hingewiesen. Es 
seien zwar Maßnahmen versucht worden, jedoch handele es sich um ein historisches 
Gebäude, an dem größere bauliche Veränderungen ebenso wenig zulässig seien wie 
an dem hier in Rede stehenden Gebäude. Auch im Rathaus seien in der oberen Etage 
im Sommer sehr hohe Temperaturen festzustellen. 
 
Herr Fraktionsvorsitzender Eisenberg äußert sich ebenfalls skeptisch. Auch aus seiner 
Sicht stelle sich die Frage nach der künftigen Unterbringung der Tourist-Info, falls an-
dere Nutzungen nach Steeden verlagert würden. Zudem deute bereits die Höhe der 
Gaskosten im Leerstand darauf hin, dass das Gebäude energetisch nicht gut aufge-
stellt sei. Die Probleme bei den Stellplätzen seien bereits benannt worden. Ferner er-
innert er daran, dass in der Vergangenheit auch andere Überlegungen bestanden hät-
ten, Teile der Verwaltung zum Bauhof zu verlagern.  
Zwar sei seit Jahren beschlossen, den Bauhof umzubauen oder neu zu errichten, zu-
gleich sei nun noch ein weiteres Gebäude dazu erworben worden. Bevor man sich an 
einen weiteren Standort binde, solle daher zunächst an anderer Stelle abgearbeitet 
werden. Im Übrigen könne eine vertiefte Diskussion im Ausschuss erfolgen, wenn hier-
für eine Mehrheit bestehe. 
Herr Stadtverordneter Patrick Schäfer greift den erweiterten Vorschlag auf und führt 
aus, die SPD könne diesem zustimmen, wenn der bereits formulierte Beschlussvor-
schlag um weitere Prüfaufträge ergänzt werde. Hierzu zählten die Ermittlung des Ver-
kehrswerts, die Prüfung der Parkplatzsituation, die Klärung der künftigen Nutzung der 
Tourist-Info sowie die Einbeziehung eines möglichen Förderprogramms für die 
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Heizung. Die Ermittlung der voraussichtlichen Kosten sei bereits Bestandteil des Vor-
schlags. Ob der Bau- und Umweltausschuss oder der Haupt- und Finanzausschuss 
den Vorsitz übernehme, sei aus seiner Sicht nachrangig. 
 
Herr Stadtverordneter Noack konkretisiert daraufhin den Verweisungsantrag dahinge-
hend, dass die Angelegenheit an den Haupt- und Finanzausschuss sowie an den Bau- 
und Umweltausschuss verwiesen werden solle, wobei die Federführung beim Bau- 
und Umweltausschuss liegen solle. 
 
Herr Hautzel lässt über den erweiterten Verweisungs- und Prüfauftrag an den Haupt- 
und Finanzausschuss sowie an den Bau- und Umweltausschuss mit Federführung des 
Bau- und Umweltausschusses abstimmen.  
Der Beschlussvorschlag wird wie folgt formuliert:  
 
Beschluss: 
 

 

Der Tagesordnungspunkt wird auf Antrag in den Haupt- und Finanzausschuss sowie 
den Bau- und Umweltausschuss verwiesen mit Prüfung der folgenden Punkte: 
 
1. Aufhebung des Beschlusses vom 15.05.2024. 
2. Verwendung der vorhandenen Mittel in der erforderlichen Höhe für eine Kostenein-
schätzung durch ein professionelles Architektur- oder Ingenieurbüro für den Umbau 
des ehemaligen evangelischen Pfarrhauses am Löwen 3 in Runkel-Steeden zu ei-
nem Verwaltungsgebäude. 
3. Ermittlung des Verkehrswertes des Grundstücks für einen möglichen Verkauf. 
4. Prüfung der Heizungsanlage und der Möglichkeit, ein Förderprogramm in An-
spruch zu nehmen. 
5. Klärung der zukünftigen Nutzung der Tourist-Information. 
 
Die Federführung liegt beim Bau- und Umweltausschuss. 

Abstimmungsergebnis: 24 Ja-Stimmen 0 Nein-Stimmen 0 Enthaltungen 

 
8.) Mitteilungen des Magistrates 
 
8.1) eWA-Dienst und Online Dienste 
 
Frau Bürgermeisterin Hachmann teilt zunächst die Umsetzung eines Beschlusses der 
Stadtverordnetenversammlung mit. Der in der vierten Sitzung unter Tagesordnungs-
punkt 4 beschlossene Antrag der CDU-Fraktion zur Prüfung der Inanspruchnahme des 
kostenfreien Anschlussangebotes für die elektronische Wohnsitzanmeldung „eWA“ sei 
umgesetzt worden. Seit dem heutigen Tag stehen den Bürgerinnen und Bürgern ins-
gesamt zehn neue Onlinedienste zur Verfügung, mit denen verschiedene Verwal-
tungsangelegenheiten künftig bequem und unabhängig von den Öffnungszeiten des 
Rathauses online angestoßen beziehungsweise erledigt werden können.  
Der Schwerpunkt liege dabei, entsprechend dem genannten Beschluss, im Bereich 
des Meldewesens.  
Hierzu zählen unter anderem die An- und Abmeldung einer Nebenwohnung, die Än-
derung von Haupt- und Nebenwohnung, die Voranmeldung eines Umzugs sowie die 
Voranmeldung eines Zuzugs. Darüber hinaus seien digitale Angebote im Bereich der 
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Übermittlungs- und Auskunftssperren eingerichtet worden, sodass entsprechende 
Übermittlungssperren beziehungsweise Auskunftssperren nach dem Bundesmeldege-
setz ebenfalls online beantragt werden könnten.  
 
Auch im Bereich des Pass- und Ausweiswesens stehen digitale Funktionen zur Verfü-
gung, insbesondere die Statusabfrage zu einem beantragten Pass oder Personalaus-
weis sowie die Möglichkeit zur Abgabe einer Verlusterklärung für ein entsprechendes 
Dokument.  
Ein weiterer wesentlicher Bestandteil sei die elektronische Wohnsitzanmeldung 
„eWA“, die in kurzer Zeit mit Unterstützung der ekom21 implementiert und in das 
Dienstleistungsangebot integriert worden sei. Die neuen Onlinedienste seien ab sofort 
über die Internetseite der Stadt Runkel im Bereich „Onlinedienste und Formulare“ er-
reichbar. In diesem Zusammenhang dankt sie ausdrücklich die Unterstützung des 
Stadtverordneten Wilfer.   

 
8.2) Haushaltsplan 2026  
 
Frau Bürgermeisterin Hachmann informiert über den Versand des Haushaltsplans. Der 
am 19.08.26 von der Stadtverordnetenversammlung beschlossene Haushaltsplan 
2026 sei einschließlich der Anlagen am 14.09.26 der Kommunalaufsicht beim Land-
kreis Limburg-Weilburg zur Genehmigung übersandt worden. Das Beschlussexemplar 
sei über IKVS abrufbar. 

 
8.3) Geschäftsverteilung Magistrat 
 
Frau Bürgermeisterin Hachmann berichtet weiter über eine Geschäftsverteilung im 
Magistrat gemäß § 70 HGO. Sie habe als Bürgermeisterin im Magistrat eine entspre-
chende Geschäftsverteilung vorgenommen. Einen Dank spricht sie Frau Erster Stadt-
rätin George und Herrn Stadtrat Jörg Martin aus. 
 
Beide hätten ihre beruflichen Kompetenzen bereits für die Stadt Runkel einbringen 
können und trügen dadurch zu einer schnelleren Aufgabenerledigung bei.
 
Frau Erste Stadträtin George habe den Geschäftsbereich Recht übernommen.  
Herr Stadtrat Jörg Martin übernehme den Geschäftsbereich Zivil- und Katastrophen-
schutz, organisatorische Angelegenheiten des Verwaltungsstabes sowie Resilienz 
Maßnahmen. 
 
 
8.4) Rahmenterminplan Haushaltsberatungen 2027 
 
Frau Bürgermeisterin Hachmann gibt einen Terminplan für die Haushaltsplanaufstel-
lung 2027 bekannt.  
Die Verwaltung habe mit den Vorbereitungen des Haushaltsplans für das Haushalts-
jahr 2027 begonnen.  
Wie bereits in der Stadtverordnetenversammlung vom 19.08.2026 angesprochen und 
gefordert, solle die bevorstehende Haushaltsberatung auf einer verbindlichen Termin-
setzung beruhen.  
 
In Abstimmung mit dem Magistrat und dem Vorsitzenden des Haupt- und Finanzaus-
schusses, Herrn Ax, habe die Verwaltung einen verbindlichen Rahmenterminplan 
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erstellt. Dieser enthalte feste Termine, an denen alle relevanten Akteure wie die Ver-
waltung, Magistrat, Mitglieder des Haupt- und Finanzausschusses sowie die Fraktio-
nen gemeinsam arbeiten können, weil nur durch eine koordinierte Abstimmung ein 
reibungsloser Ablauf sichergestellt werden könne.  
Zielsetzung sei die Einbringung des Haushaltsentwurfs in der Dezembersitzung 2026, 
ein frühzeitiger Beginn der Beratungen im Haupt- und Finanzausschuss unmittelbar 
nach der Einbringung sowie die Beschlussfassung in der Stadtverordnetenversamm-
lung im Februar 2027, damit ein fertiggestellter Haushalt zu Beginn des Jahres 2027 
vorliege.  
Eine Verlängerung der vorgesehenen Sitzungswochen werde nicht empfohlen, da dies 
den Beschlussprozess verzögern und die Transparenz für alle Beteiligten beeinträch-
tigen würde.  
 
Künftig beabsichtige die Verwaltung, die Haushaltsplanung ebenfalls anhand eines 
klar strukturierten Rahmenterminplans mit den zuständigen Gremien abzustimmen, 
damit Terminverschiebungen bei Einbringung, Sitzungen des Haupt- und Finanzaus-
schusses und der finalen Beschlussfassung frühzeitig erkannt und transparent kom-
muniziert werden könnten.  
 
Der abgestimmte Rahmenterminplan für die Haushaltsplanaufstellung 2027 werde im 
Nachgang an die Sitzung versandt. 
Für Rückfragen und weiterführende Gespräche stehen wir selbstverständlich gerne 
zur Verfügung. 

   

 
8.5) Waldbegang 25.09.2026 
 
Frau Bürgermeisterin Hachmann weist abschließend auf den bereits per E-Mail be-
kannt gegebenen Waldrundgang hin. Zu diesem werde herzlich eingeladen. Die Ver-
anstaltung findet am Freitag, den 25.09.2026, ab 16:00 Uhr im Stadtwald Runkel statt 
und wird von Förster Herrn Heukelbach angeboten. Startpunkt sei der sogenannte 
„Blockhäuschenweg“ Richtung Arfurt. Thema seien unter anderem die aktuelle Situa-
tion des Waldes, die zukünftige Entwicklung, das Konzept zur Wiederaufforstung so-
wie die Auswirkungen des Hitzesommers auf die Waldbäume. 

 
Herr 1. stellvertretender Stadtverordnetenvorsteher Hautzel schließt die Stadtverord-
netenversammlung um 21.20 Uhr. 
 
 
 
Protokoll erstellt am 23.09.2026 

(Lothar Hautzel)  (Anna-Lena Triebel) 
1. stellvertretender Stadtverordne-
tenvorsteher 

 Schriftführerin 

 


